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„Der vorliegende Entwurf zur Verfassungsverankerung einiger Kinder- und Jugendrechte ist für uns mangelhaft und ist 20 Jahre nach Unterzeichung der UN-Kinderrechtskonvention jedenfalls kein Fortschritt. Offen ist vor allem, ob der Entwurf für Kinder und Jugendliche überhaupt konkrete Auswirkungen hat. Außerdem ist unklar, warum nicht die ganze Konvention in Verfassungsrang gehoben wird. Ebenso fehlt ein begleitender Maßnahmenplan.

Verwunderlich sind diese Mängel für uns nicht, da die Regierungsparteien diesen Entwurf ohne Einbindung der Bundesjugendvertretung und anderer Kinderrechtsorganisationen entwickelt haben. Partizipation in der Verfassung verankern zu wollen, bei der Erstellung dieses Gesetzes aber jegliche Partizipationsmöglichkeit auszuschließen, ist nicht nur ein Hohn, sondern auch ein schlechtes Vorzeichen für die reale Bedeutung der geplanten Bestimmungen.

Die Bundesjugendvertretung fordert nach wie vor einen Diskussionsprozess der Regierungsparteien mit den Kinderrechtsorganisationen und der Bundesjugendvertretung. Denn die gemeinsame Erarbeitung eines effektiven Kinderrechte-Katalogs im Verfassungsrecht wäre für die Kinder und Jugendlichen in Österreich der wirkliche Fortschritt zum 20-jährigen-Jubiläum der Kinderrechtskonvention.“

